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 Behörde für Soziales und Familie, Hamburger Str. 47, 22083 Hamburg  

 

 

 
        SI 3203 / «Az» 
        (Bei Schriftverkehr bitte immer angeben)
            
  
 
Vereinbarung nach § 75 Abs. 3 SGB XII 
 
zwischen  
 
der Freien und Hansestadt Hamburg,     
Behörde für Soziales und Familie  
als Träger  der Sozialhilfe  
 
und  
 
«Firma», «Straße», «Postleitzahl» «Ort»   
 
Im Folgenden „ambulanter Dienst“ genannt: 
 
Abschnitt 1   
 

 Allgemeines 

§ 1 Gegenstand  
 
1.  Diese Vereinbarung umfasst die  
 
 Leistungsvereinbarung 
 Vergütungsvereinbarung 
 Prüfungsvereinbarung 
  
 
 
nach § 75 Abs. 3 SGB XII.    
 
2.  Der Landesrahmenvertrag nach § 79 SGB XII für die Freie und Hansestadt Ham-

burg findet in seiner jeweils gültigen Fassung Anwendung. 
 
3.  Der ambulante Dienst erbringt ambulante Leistungen für Menschen, die Anspruch 

auf Leistungen der Sozialhilfe gemäß § 61 SGB XII haben. 
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Abschnitt 2  
 

Leistungsvereinbarung 

 
§ 2  Einrichtungstyp 
 

1) Der ambulante Dienst ist eine Einrichtung, die selbständig wirtschaftend, unter 
ständiger Verantwortung einer ausgebildeten Pflegefachkraft Pflegeleistungen 
gemäß § 61 SGB XII erbringt. und dies durch den Strukturbogen (Anlage 1) 
nachweist. 

2) Der ambulante Dienst muss einen Versorgungsvertrag gemäß § 72 Elftes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) abgeschlossen haben. 

 
 
§ 3 Personenkreis und Zielgruppe 
 

1)  Zielgruppe dieser Leistungen sind pflegebedürftige Personen, die in die Pfle-
gestufe III oder in besonders begründeten Einzelfällen auch der Pflegestufe II 
eingestuft sind, zum Personenkreis des § 53 SGB XII gehören und  für die 
Pflegeleistungen gemäß § 61 SGB XII in einem Umfang von mindestens 8 
Stunden täglich erforderlich sind. Näheres über die Leistungen ist in der Anla-
ge 3 geregelt. 

2) Im Rahmen des vereinbarten Leistungsangebotes ist der ambulante Dienst 
zur Leistung verpflichtet. Sollten dem im Einzelfall wichtige Gründe entgegen 
stehen, so sind diese von der Einrichtung gegenüber der bewilligenden 
Dienststelle darzulegen und es ist eine Einigung herbei zu führen. 
 

 
§ 4 Voraussetzung der Leistungserbringung 

1.1. Für die Leistung und die Abrechnung der vereinbarten Vergütungen ist ei-
ne Bedarfsfeststellung im Einzelfall durch die Erstellung eines individuellen 
Hilfeplanes in Zusammenarbeit zwischen den Fachdienststellen des Trä-
gers der Sozialhilfe und dem ambulanten Dienst sowie die Bewilligung 
durch die zuständigen Dienststellen des Trägers der Sozialhilfe erforder-
lich. Aus dem Hilfeplan muss der individuelle Zeitanteil der Assistenzleis-
tungen für die 

 
- Grundpflege inkl. der „Anderen Verrichtungen“ gemäß § 61 Abs. 1 

Satz 2 SGB XII,  
- die Hauswirtschaft und 
- die Anwesenheitsbereitschaft  

 
die den Gesamtbedarf an persönlicher Assistenz darstellen, hervorgehen.  

 
1.2. Die Leistungen können nur erbracht und abgerechnet werden, wenn und 

nur so lange die Landesverbände der Pflegekassen in Hamburg auf einen 
Nachweis auf Basis des Leistungskomplexsystems verzichten und an 
Hand einer Stundenabrechnung pauschal die Höchstbeträge gemäß § 36 
SGB XI leisten. Damit die Leistungen der Pflegekassen erbracht werden 
können, ist ihnen durch die zuständige Dienststelle des Träger der 
Sozialhilfes im Einzelfall schriftlich zu bestätigen, dass die Voraussetzun-
gen nach § 3 Abs. 1 dieser Vereinbarung gegeben sind. 
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2.  Vor der Bewilligung hat die zuständige Dienststelle des Trägers der Sozialhilfe 
geprüft, ob vorrangig Leistungen durch Zivildienstleistende erbracht werden kön-
nen. 

3.  Die Leistungserbringung ist monatlich gemäß Anlage 2 (Leistungsnachweis) zu 
dokumentieren. 

4.  Die Rechnung für die erbrachten Leistungen ist monatlich zu erstellen; eine Kopie 
des Leistungsnachweises ist beizufügen. Die Bezahlung der Rechnungen erfolgt 
unverzüglich, spätestens innerhalb von 21 Tagen nach Eingang bei der zuständi-
gen Dienststelle des Trägers der Sozialhilfe. Bei Bezahlung durch Überweisung 
gilt die Frist als gewahrt, wenn der Auftrag innerhalb dieser Zeit dem Geldinstitut 
erteilt wurde. 

5.  In Ausnahmefällen wird die zuständige Sozialdienststelle aufgrund eines entspre-
chend begründeten Antrages des Hilfeempfängers eine vorläufige Bewilligung 
schnellstmöglich vornehmen, ohne die abschließende Bewilligung hierdurch zu 
präjudizieren. 

6.  Soweit dem Verband oder dem ambulanten Dienst personenbezogene Daten be-
kannt werden, unterliegen diese den datenschutzrechtlichen Bestimmungen, ins-
besondere dem § 35 Sozialgesetzbuch Allgemeiner Teil (SGB I). 

 
 
§ 5 Ziel der Leistungen  
 
Ziel der Leistungen durch persönliche Assistenz ist es, pflegeabhängigen  schwerst-
behinderten Menschen ein selbstbestimmtes Leben in der eigenen Häuslichkeit  un-
ter  Berücksichtigung ihrer individuellen Bedürfnisse und Fähigkeiten zu ermöglichen. 
Die Leistung ist eine von schwerstbehinderten und pflegebedürftigen Menschen be-
wusst gewählte Hilfeform und kann nicht gegen ihren Willen geleistet werden. 
 
 
§ 6 Art und Umfang der Leistungen 
 
Die Leistung der persönlichen Assistenz umfasst nach Maßgabe des § 61 SGB XII 
die Erbringung von Pflegeleistungen (Grundpflege, hauswirtschaftliche Versorgung, 
Andere Verrichtungen) inkl. Anwesenheitsbereitschaft.  
 
1. Die Hilfen im Einzelnen ergeben sich aus der Leistungsbeschreibung gemäß § 8 

dieser Vereinbarung in Verbindung mit der Anlage 3 und der bewilligten Leistung 
gemäß § 4 dieser Vereinbarung. Der Personenkreis nach § 3 dieser Vereinbarung 
gilt als Gruppe für Hilfeempfänger mit vergleichbarem Hilfebedarf. 

2. Der Umfang der Leistung erfolgt gegenüber dem Personenkreis nach § 3 dieser 
Vereinbarung und wird ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich erbracht. Das 
Maß des Notwendigen wird nicht überschritten.  
Die Leistung wird unter Wahrung und Förderung der eigenständigen Lebensfüh-
rung der Klientinnen und Klienten und lediglich in dem Umfang erbracht, der zur 
Erreichung der Ziele erforderlich ist. Zu prüfen ist, ob durch andere geeignete 
Maßnahmen, insbesondere auch vorrangiger Kostenträger, die mit den Leistun-
gen verbundenen Ziele bereits erreicht werden. 
Leistungen von Kostenträgern, deren Leistungen denen des Trägers der Sozialhil-
fe vorrangig sind, sind im vollen Umfang einzusetzen. 
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§ 7  Personelle Ausstattung und Qualifikation, räumliche und sächliche Aus-            
       stattung und Qualität der Leistung 
 
Für die personelle Ausstattung und Qualifikation, die räumliche und sächliche Aus-
stattung und die Qualität der Leistungen gelten analog die „Gemeinsamen Grundsät-
ze und Maßstäbe zur Qualität und Qualitätssicherung einschließlich des Verfahrens 
zur Durchführung von Qualitätsprüfungen nach § 80 SGB XI“ sowie die Bestimmun-
gen der §§ 112 ff. SGB XI in der jeweils geltenden Fassung. Der Anteil der Pflege-
leistungen, der durch geringfügig Beschäftigte erbracht wird, sollte 20 % möglichst 
nicht überschreiten. Vorhanden sind die für die Assistenzleistungen entsprechend 
der Anlage 3 erforderlichen Professionen. 
 
 
 
§ 8 Leistungsbeschreibung 
 
Der ambulante Dienst erbringt Leistungen nach Anlage 3. Für die Leistungen der 
Eingliederungshilfe gelten die für diese Leistungsart vereinbarten oder bestehenden 
Verfahren. 
 
 
 
Abschnitt 3  
 

Vergütungsvereinbarung 

 
§ 9 Vergütung  
 
Die Vergütung besteht aus der Maßnahmepauschale. Die Maßnahmepauschale ge-
mäß § 76 Abs. 2 SGB XII umfasst die sachgerechte, qualitativ angemessene und 
wirtschaftliche Vergütung für die Leistungen nach § 6 dieser Vereinbarung. Die Höhe 
der Vergütung und ihre Laufzeit ergibt sich aus der Anlage 4. Die Vergütung verän-
dert sich auf Antrag eines Vereinbarungspartners in dem Verhältnis und zu dem 
Zeitpunkt, wie sich die Vergütung nach § 89 SGB XI verändert. 
Investitionsbeträge nach § 75 Abs. 5 BSHG werden gesondert vereinbart. Sie kön-
nen auf Grundlage des § 3 LPGVO auch während der Laufzeit dieser Vereinbarung 
angepasst werden. 
 
 
Abschnitt 4  
 

Prüfungsvereinbarung 

§ 10 Prüfung der Qualität 
 
Die entsprechenden Regelungen des Landesrahmenvertrages kommen unmittelbar 
zur Anwendung. 
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Abschnitt 5 
 

Schlussbestimmungen 

 
§ 11 Vereinbarungsdauer, Kündigung, Fortgeltung 
 
1.  Diese Vereinbarung tritt am  «Datum»   in Kraft, nachdem die Landesverbände 

der Pflegekassen den Voraussetzungen des § 4 zugestimmt haben. Sie kann da-
nach mit einer Frist von 3 Monaten zum Jahresende gekündigt werden. 

2.  Die Vereinbarung endet, wenn ein Landesverband der Pflegekassen die Zustim-
mung zu § 4 widerruft. 

3.  Die Anlagen 1 - 4 sind Bestandteile dieser Vereinbarung.  
4.  Die außerordentliche Kündigung nach § 78 SGB XII bleibt  unberührt.  
 
Hamburg, «ausgefertigt» 
 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Soziales und Familie 
Amt für Soziales und Integration -  
 
 
 

«Firma», «Straße», «Postleitzahl» «Ort» 
 
 
 
Unterschrift und Stempel 
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Anlage 1 zur Vereinbarung nach § 75 Abs. 3 SGB XII mit 
 «Firma», «Straße», «Postleitzahl» «Ort» 
 
A 1. Allgemeine Angaben: 
 

Name der Einrichtung: 
 

 

Straße:  
PLZ / Ort: Hamburg 
Ansprechpartner: 
 

Name: Telefon: 

IK – Nr.:  
Rechtsform  
Mitgliedschaft bei: 
 

 
(Name des Trägers-/Berufsverbandes)   

 
A 2. Pflegedienstleitung (PDL): 
 

Name der PDL *) 
 

 

Tätigkeit im Betrieb seit:  
Qualifikation / Berufsbe-
zeichnung: 

 

regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit in Stunden: 

 

*) Sofern die leitende Pflegefachkraft bisher nicht gemeldet wurde, fügen Sie bitte eine beglaubigte 
Kopie der Examensurkunde sowie einen Nachweis  über die hauptberufliche Tätigkeit innerhalb der 
letzten fünf Jahre und ein aktuelles Führungszeugnis (beglaubigte Kopie) bei. 

 
 
 
Abschluss einer Weiterbildungsmaßnahme für leitende Funktionen mit einer Min-
deststundenzahl von 460 Stunden bzw. Abschluss einer Ausbildung im Pflegemana-
gement an einer Fachhochschule oder Universität erfolgte  

am 
Erklärung PDL:
(Nur ausfüllen, wenn die Weiterbildungsmaßnahme oder Ausbildung der PDL nicht nachgewiesen werden kann.) 

  

 
 Ich werde bis zum Jahr 2002 die erforderliche Weiterbildungsmaßnahme erfolg-      
     reich durchgeführt haben. Die Weiterbildungsmaßnahme wird voraussichtlich 
     durchgeführt werden von 
 
 
 
(Name der Einrichtung) 
in der Zeit von                           bis 
 
 
  (Datum)                                                           (Unterschrift der PDL) 
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A 3.  Anzahl der fachlich geeigneten Pflegekräfte (Qualitätsrichtlinien nach § 80 
SGB XI, Nr. 3.1.3.2); umgerechnet auf Vollzeitstellen (entsprechend 38,5 Wo-
chenstunden): 
 
Personalgruppe Anzahl „Vollzeitstellen“ 
Examiniertes Pflegepersonal (Kinder- Krankenschwester, 
Kinder-/Krankenpfleger, Altenpfleger/innen) sowie Pfle-
gekräfte mit einjähriger bzw. zweijähriger Ausbildung (Al-
tenpflegehelfer/in, Krankenpflegehelfer/in: 

 

Geringfügig *) Beschäftigte (examiniert und mit ein- bzw. 
zweijähriger Ausbildung) 

 

Weitere Fachkräfte (gemäß Qualitätsrichtlinien nach § 80 
SGB XI Nr. 3.1.3.2.); Haus- und Familienpfleger/innen, 
Heilerziehungspfleger/innen, Dorfhelfer/innen: 

 

Geringfügig *) beschäftigte Haus- und Familienpfle-
ger/innen, Heilerziehungspfleger/innen, Dorfhelfer/innen: 

 

Sonstige Beschäftigte:  
Sonstige geringfügig *) Beschäftigte:  
Zivildienstleistende:  
 
*) Eine geringfügig Beschäftigte/r Mitarbeiter/in wird mit Faktor 0,2 Vollzeitstelle gewertet.  
 
 
 
 
 
B. Qualitätssicherung nach § 80 SGB XI 
 
1. Sind Tätigkeitsbeschreibungen vorhanden? 

 
ja nein 

2. Sind Mitarbeiter – Einarbeitungspläne vorhanden? ja nein 

3. Arbeiten sie nach Pflegestandards? 
Wenn ja, welche Pflegetheorie / welches Pflegemodell liegt 
diesem Zugrunde? 
 
 
 
 

ja nein 

4. Wird die Ergebnisqualität regelmäßig überprüft? 
Wenn ja, wie häufig und in welcher Form (z.B. Patientenbefra-
gung, Beschwerdemanagement, Überprüfung durch Pflege-
fachkräfte)? 
 
 
 
 

ja nein 
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C. Größe des Pflegeteams 
 
In der Pflegestufe I werden in der Regel höchstens bis zu 5 Pflegekräfte bei einem 
Pflegebedürftigen eingesetzt. 
 

ja nein 
 
In der Pflegestufe II und III werden in der Regel höchstens bis zu 7 Pflegekräfte bei 
einem Pflegebedürftigen eingesetzt. 
 

ja nein 
 
 
 
 
Wenn eine oder mehrere der unter B und C genannten Angaben mit „nein“ be-
antwortet wurden, verpflichtet sich die Einrichtung, die Erfüllung der betref-
fenden Voraussetzungen gegenüber der Behörde für Soziales und Familie, Amt 
für Soziales und Integration, spätestens bis zum Ende der Laufzeit der Verein-
barung nachzuweisen. 
 
 
Die Richtigkeit der Angaben wird bestätigt: 
 
 
 
 
Ort, Datum 

 
 
  Unterschrift und Stempel 
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 Behörde für Soziales und Familie, Hamburger Str. 47, 22083 Hamburg  

Anlage 2 - zur Vereinbarung nach § 75 Abs. 3 SGB XII mit «Firma», «Straße», «Postleitzahl» «Ort» 
 
 
Leistungs- und Abrechnungnachweis  Abrechnungzeitraum:   
Patient Name:                                     Vorname: 
Geb.Datum: 
Anschrift 

Bezirks- /Ortsamt: Name, Anschrift Pflegedienst: 
 

 

 
 Datum 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15  
Einsatzbeg., Uhr-
zeit:           

                 

                    
                  
                  
                  
                  
                  
                  
Namenszeichen 
Assistenzkraft 

                 

 Datum 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 
Einsatzbeg, Uhr-
zeit:                  

                 

                     
                  
                  
                  
                  
                  
                  
Namenszeichen 
Assistenzkraft 

                 

                  
                  
Unterschrift Pati-
ent  gesetzlicher 
Betreuer 

oder Datum                
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 Behörde für Soziales und Familie, Hamburger Str. 47, 22083 Hamburg  

Anlage 3  zur Vereinbarung nach § 75 Abs. 3 SGB XII mit 
«Firma», «Straße», «Postleitzahl» «Ort» 
 
Leistungsbeschreibung 
 
1. Persönliche Assistenz ist die Hilfe für schwerstbehinderte und pflegebedürftige  
Menschen, die wegen ihrer Behinderungen in den verschiedensten Bereichen um-
fangreich Assistenz benötigen. Die benötigte Hilfe lässt sich nicht in einzelne Verrich-
tungen aufteilen, die jeden Tag gleich zu erbringen sind. Die benötigte Hilfe zur Pfle-
ge, im Haushalt, bei der Begleitung oder bei einfachen Handreichungen sind jeden 
Tag im ständigen Wechsel über den Tag verteilt erforderlich. Die Hilfe umfasst auch 
Unterstützung und Praxisbegleitung, bei der Sozialarbeiter als feste Ansprechpartner 
zur Verfügung stehen und regelmäßig Einzel- und Gruppengespräche führen. 
 
Sie beinhaltet insbesondere: 
 

1. Leistungen der Grundpflege sowie Leistungen der Hauswirtschaft im Sinne 
der §§ 14 Sozialgesetzbuch (SGB) Elftes Buch (XI) Soziale Pflegeversiche-
rung bzw. 61 SGB XII als Zeitbudget im Sinne einer Stunden weisen Betreu-
ung für pflegebedürftige Schwerstbehinderte, deren individuelle Lebenssitua-
tion eine kontinuierliche Betreuung erforderlich macht, ohne dass eine Ausdif-
ferenzierung in einzelne Verrichtungen nach dem Leistungskomplexsystem 
sinnvoll bzw. möglich ist, weil sie nicht planbar sind. 

2. Die Anwesenheitsbereitschaft in der Häuslichkeit innerhalb der Gesamtver-
sorgung von pflegebedürftigen Menschen, die keine Leistungen der Pflege, 
der Hauswirtschaft oder der Eingliederungshilfe beinhalten, jedoch erforder-
lich ist, weil ein nicht planbarer Hilfebedarf auftreten kann. 

3. In der Leistung enthalten sind auch die Leistungen nach § 61 Abs. 1 Satz 2 
SGB XII (sog. „Andere Verrichtungen“). 

 
2. Persönliche Assistenz setzt sowohl ein hohes Maß an Kontinuität in der Person 
der Leistungserbringer  als auch Flexibilität in der Leistungserbringung voraus. Alle 
während des Einsatzes  anfallenden Arbeiten werden von Personen verrichtet, die 
von den Pflege bedürftigen Menschen selbst ausgesucht wurden und die sie selbst 
für alle benötigten Hilfen anleiten und qualifizieren.  
Persönliche Assistenz erfordert außerdem, dass die schwerstbehinderten und Pflege 
bedürftigen Menschen 
2. im Rahmen einer zwischen ihnen und dem ambulanten Dienst (Assistenzgeber)  

vereinbarten Zeit selbst entscheiden können, wann, wie und durch wem (Assis-
tenzgeber) ihnen geholfen wird; 

3. Hilfe erhalten, die sich nach ihren Wünschen, Fähigkeiten und Bedürfnissen rich-
tet; 

4. ein Höchstmaß an Kompetenz behalten oder zurückerhalten. 
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Anlage 4 – Vergütung -  zur Vereinbarung nach § 75 Abs. 3 SGB XII mit 
«Firma», «Straße», «Postleitzahl» «Ort» 

 
 

 
Vergütung 

ab «Datum» 
 

1.  Die Vergütung beträgt je geleisteter Stunde: «je_Stunde_» (bei einem 
Punktwert von «Punktwert_». 

 
1.1. Bei Erbringung der Leistungen am Wochenende und an Feiertagen er-

höht sich die Stundenvergütung um 10 % (nicht die Wegepauschale) auf 
je Stunde «Wochenende_». 

 
1.2. Die Höhe der Wegepauschale richtet sich nach der Vergütungsvereinba-

rung des § 89 SGB XI und kann täglich einmal abgerechnet werden. 
 
2. Die Abrechnung erfolgt ausschließlich mit dem Leistungsnachweis  
 (Anlage 2). 
 
 
3. Nach Ablauf des Vereinbarungszeitraumes gelten die vereinbarten oder 

festgesetzten Vergütungen bis zum Inkrafttreten neuer Vergütungen wei-
ter. 

 
Anmerkung: 
 
Der Vorrang von Leistungen nach SGB V, SGB VIII und SGB XI bleibt unberührt. Die Sachleistungs-
höchstbeträge der Pflegekassen sind jeweils gegen zu rechnen.  
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